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Politische Gemeinde Glattfelden

Gemeindeversammlung

Diensta g, L. September 2O2O, Mehrzweckhalle <<Eichhölzli>

Dauer: 20.00 bis 21.55 Uhr

Gemeindepräsident Ernst Gassmann begrüsst die anwesenden Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger und erklärt die heutige Gemeindeversammlung als eröffnet, Auf separatem Platz nehmen
zwölf Nichtstimmberechtigte an der Gemeindeversammlung teil.

Speziell weist er auf die präventive Maskenpflicht, Hygienestation und das Contact-Tracing als

Massnahmen zur Bekämpfung des Corona-Virus hin und auf die wegen der grassierenden

Corona-Pandemie verschobene Gemeindeversammlung vom Juni 2020, welche nun nachgeholt
wird. Auch auf die bewährte Abgabe der Jetons zur Ermittlung der Stimmberechtigten wird
aufg ru nddessen verzichtet.

Im Weiteren begrüsst der Gemeindepräsident den neuen Gemeindeschreiber Valentino Vinzens
sowie den Finanzverwalter Martin Bühlmann, welche beide beim Erfassen der Stimmberechtigten
nicht mitzuzählen sind.

Schliesslich begrüsst er Frau Steiner, Herrn Suter und Frau Russi vom <<Der Glattfelder>> und der
App <Glattfelden Info>>, welche über die Gemeindeversammlung Bericht erstatten werden.

Wahl der Stimmenzähler

Es werden einstimmig gewählt Thomas Steiner, Juchstrasse 23, Glattfelden
Alain Karch, Mühlestrasse 38, Glattfelden

Die Stimmenzähler melden die Anwesenheit von 72 Stimmberechtigten.
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Publikation und Aktenauflage

Gegen die Publikationen der Gemeindeversammlung und die Aktenauflage werden keine Ein-
wendungen erhoben.

Eine Anderung der Traktandenliste wird nicht gewünscht

Geschäfte

1. Genehmigung der Jahresrechnung 2019

2. Genehmigung der Bauabrechnung des Kindergartens Leuengässli

Anderung der Besoldungsverordnung Art. 4 und 5
(Anpassung der Entschädigungen von Gemeinderat und Schulpflege)

4. Erlass einer neuen Polizeiverordnung

Einbürgerung von Piotr und Malgorzata Kwasigroch
sowie die Kinder Wiktor und Nina

Einbürgerung von Barbara Steinhart

Einbürgerung von Kasim Kasic mit Kindern Belma und Elna

Einbürgerung von Antonino Parisi und Kamila Puchalska mit den Kindern Davide
und Gioele

5.

6.

7.

8.
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Nach der formellen Eröffnung der Gemeindeversammlung erteilt der Gemeindepräsident der

Finanzvorsteherin das Wort, um das erste Geschäft zu erläutern,

Finanzvorsteherin Michèle Dünki-Bättig erläutert die Vorlage.

I Genehmigung der Jahresrechnung 2019

Weisung

Gesamtbetrachtung

Die Erfolgsrechnung schliesst mit einem Aufwand von CHF 36'703'416.36 und einem Ertrag von

CHF 36'836'869.21 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 133'452.85 ab.

Die Ausgaben in der Investitionsrechnung des Verwaltungsvermögens betragen

CHF 1'564'991.36 und die Einnahmen CHF 600'187.25. Daraus resultieren Nettoinvestitionen
von CHF 964'804.11. Zu Lasten der Investitionsrechnung des Finanzvermögens wurden
Ausgaben von CHF 32'444.O5 getätigt.

Der Ertragsüberschuss von CHF 133'452.85 wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen. Dieser

erhöht sich dadurch auf CHF 39'603'752,55.

Das Wichtigste in Kürze

Die Jahresrechnung zeigt ein positives Ergebnis von CHF 133'452.85. Bei einem budgetierten
Aufwandüberschuss von CHF 428'400 schliesst sie somit um CHF 561'852,85 besser ab,

Die Jahresrechnung ist erstmals nach der neuen Rechnungslegung HRM2 (Harmonisiertes
Rechnungsmodell 2) erstellt worden, nachdem auch das Budget 2079 nach den neuen

Rechnungslegungsgrundsätzen vorgelegt wurde.

Zum besseren Ergebnis haben vor allem der Ressourcenausgleich mit CHF B'331'334 und höhere

Steuereinnahmen geführt. Der Ressourcenausgleich liegt um CHF 946'334 über dem Budget und

die Steuereinnahmen um CHF t'17O'726. Der tiefer budgetierte Ressourcenausgleich beruhte
auf dem damals gültigen Gemeindegesetz, welches der Kantonsrat im Frühling 2019 wieder
anpasste. Die Aufwendungen bei der Sozialen Sicherheit konnten reduziert werden, Hingegen

liegen die Kosten bei diversen anderen Abteilungen höher als veranschlagt.

Die Nettoinvestitionen im Verwaltungsvermögen belaufen sich auf CHF 964'804.11, was einer
Umsetzungsquote von knapp 60 o/o entspricht. Die Eigenwirtschaftsbetriebe verzeichnen in der

Investitionsrechnung einen Einnahmenüberschuss von CHF 186'986,44 infolge höherer
Anschlussgebühreneinnahmen. t,
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Dank einer guten Eigenfinanzierung (Finanzierungsüberschuss von CHF 1'656'855.84) bzw.

einem Selbstfinanzierungsgrad von 272 o/o konnten die Investitionsausgaben ohne zusätzliche

Fremd kapitalaufnahme gedeckt werden.

Der Bilanzüberschuss per Ende 2019 beträgt CHF 39'603'752.55. Darin enthalten ist eine

Aufwertungsreserve von CHF 14'355'813.84, welche im Zusammenhang mit der Neubewertung

des Verwaltungsvermögens bzw. der Überleitung von HRMl auf HRM2 resultierte. Das

Nettovermögen des Gemeindeguts beläuft sich nach Abzug der Verbindlichkeiten auf

cHF B'031'382.

DIE ERGEBNISSE IM UBERBLICK

Nettovermögen = Finanzvermögen abzüglich Verbindlichkeiten des jeweiligen Guts.

Text Jahresrechnung
2019
CHF

Budget
20t9
CHF

Abweichung
2019
CHF

Netto-
vermögen

20L9
CHF

Gemeindegut
Eft ra gsü bersc huss
Aufwa ndübersc huss

Wasserwersorgung
Eft ra gsü bersc huss

Abwasserbeseitigung
Eftragsübersc huss

Abfallentsorgung
Aufwa ndübersc huss

L33',452.85

94't25.74

5r'25r.84

!40'254.O5

428',400

158',800

148',500

159',700

561€52.85

-64',674.26

97'248.16

-79',445.95

8',o31',382

3',593',o68

-928',179

497',187
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ERFOLGSRECHNUNG

Die folgenden Diagramme zeigen die Ergebnisse der einzelnen Bereiche

Vergleich Nettoaufwand mit Budget

14'000'000

12'000'000

10'000'000

8'000'000

6'000'000

4'000'000
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Nettoaufwa nd

364'699 -319'858 1'616'336

r'762'832

r'962'44r

3'921'4L8

1'092'408

. Allgemeine Verwaltung

Bild u ng

' Gesundheit

. Verkehr und Nachrichtenübermittlung

. Volkswirtschaft

I'O2I'3IT

" Öffentl¡che Ordnung und Sicherheit

' Kultur, Sport und Freizeit

,, Soziale Sicherheit

. Umweltschutz und Raumordnung

12'053'534

o

ERFOLGSRECHNUNG

Begründungen der Abweichungen im Vergleich zum Budget 2019

Allgemeine Verwa¡tung
Mehraufwand cHF 276'636

Bei der Finanzverwaltung schlugen die Umstellungskosten auf das neue Rechnungsmodell HRM2

zu Buche, wie auch Aufwendungen für Rechtsberatung (bei den Grundstückgewinnsteuern) und

Steuerbezugskosten. Bei den Steuern konnten denn auch Mehrerträge von CHF 7'170'726
verbucht werden, Die Mehraufwendungen in der Finanz- und Steuerverwaltung betrugen
cHF 74'439.

Bei den Allgemeinen Diensten waren Mehraufwendungen im Zusammenhang mit einem
Personalabgang zu verzeichnen. Die Ausgaben für einen eingesetzten Springer lagen im Rahmen

des budgetierten Personalaufwands. Eine Mitarbeiterin wurde wegen des allgemein hohen
Arbeitsanfalls länger als vorgesehen beschäftigt. Gesamthaft liegen die Aufwendungen
CHF 182'454 über dem Budget.
(Wahljahr) und der Exekutive.

Etwas mehr aufgewendet wurde auch bei der Legislative
r,
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1 öffentliche Ordnung und Sicherheit
Minderaufwand

Bildung
Mehraufwand

Kultur, Sport und Freizeit
Mehraufwand

Die Kosten für extern geführte Beistandschaften im Betrag von rund CHF 143'000 waren infolge
einer kantonal angeordneten Kontenplanänderung neu im Bereich 5 Soziale Sicherheit zu

verbuchen. Im Gegenzug waren Mehraufwendungen durch die Kindes- und

Erwachsenenschutzbehörde (KESB / mehr Fälle) und eine Tariferhöhung der Kantonspolizei
entstanden. Ein Personalabgang bei den Einwohnerdiensten wurde vorläufig mit dem Einsatz
einer Springerin überbrückt.

cHF 57'789

cHF 873'034

cHF 273'008

2

Bei den Liegenschaften im Bereich Bildung war mehr Unterhalt notwendig, zudem war eine
Schulraumplanung erforderlich. Die Aufwendungen der Sonderschulungen sind infolge einer
höheren Schülerzahl angestiegen, insbesondere der Unterricht für Deutsch als Zweitsprache, die
Transportkosten und die externe Schulung. Beim Kindergarten, der Primarstufe und der
Sekundarstufe waren vor allem höhere Lohnanteile an den Kanton zu überweisen als budgetiert
war. Für die Schulleitung wurde zusätzlich eine Co-Schulleitung mit einem Pensum von 50 o/o

angestellt.

3

Das Schwimmbad verzeichnet einen Aufwandüberschuss von CHF 346'200 und liegt damit um

CHF 103'400 über dem Budget. Um die Sicherheit und die gesetzlichen Vorgaben zu erfüllen,
war zusätzliches Personal notwendig. Im letzten Jahr wurde das 20O-Jahr-Fest von Gottfried
Keller gefeiert. Dadurch fielen auch die Aufwendungen für den Kulturbetrieb wie auch die Kultur
im Allgemeinen höher aus. Das Mitteilungsblatt <<Der Glattfelder>> wurde neu aufgesetzt. Damit
verbunden waren Initialkosten von CHF 59'579. Teurer zu stehen kamen auch die
gemeindeeigene Bibliothek, der Sport, die Spielplätze, die Wanderwege, wie auch die Besorgung
der Denkmalpflege und des Heimatschutzes.

Gesundheit
Mehraufwand cHF 144'832

Einwohner und Einwohnerinnen haben vermehrt Pflegeleistungen in Kranken-, Alters- und
Pflegeheimen wie auch bei der Spitex in Anspruch genommen. Die Gemeinden haben bei der
Pflege für die nicht gedeckten Pflegefinanzierungskosten als Restfinanzierer aufzukommen.

4

þ
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Soziale Sicherheit
Minderaufwand CHF 2T6'782

Nach einem stetigen Anstieg dieser Aufwendungen ist erstmals ein Rückgang zu verzeichnen.
Dabei hat vor allem die gesetzliche Wirtschaftliche Hilfe unter den budgetierten Werten

abgeschlossen. Das Sozialamt musste personell aufgestockt werden um die anfallenden Arbeiten
erledigen zu können. Mehraufwendungen verzeichnen auch das Asylwesen und die Integration.

Verkehr und Nachrichtenübermittlung
Mehraufwand cHF 96'941

Die Gemeindestrassen erforderten im Unterhaltsbereich einen höheren Aufwand als geplant.

Hingegen konnte der ZVV seine Verkehrsdienstleistungen günstiger abrechnen,

Umweltschutz und Raumordnung
Minderaufwand cHF 1'201

Der Unterhalt und die Reinigung der 28 Brunnen kam günstiger zu stehen. Für die Untersuchung

von ehemaligen Ablagerungsstandorten musste das Budget noch nicht vollumfänglich
beansprucht werden. Hingen wurde für die Instandhaltung der Friedhofanlage etwas mehr
aufgewendet. Per Saldo lagen die Arbeiten im Rahmen des Budgets.

6

7

8 Volkswirtschaft
Minderertrag cHF 28',342

I

Das Preisniveau für den Verkauf von Holz aus eigenem Wald lag auf sehr tiefem Niveau. Zudem

belastete die Instandstellung von Forststrassen die Erfolgsrechnung, weil die Ausgaben unter
der Aktivierungsgrenze lagen, Budgetiert war ein höherer Betrag in der Investitionsrechnung,

Finanzen und Steuern
Mehrertrag cHF 1'978'874

Die Gemeindesteuern haben sich gut entwickelt. Darin enthalten sind auch erhebliche Nachträge

aus früheren Jahren, Die Grundstückgewinnsteuern betrugen CHF 952'413.

An Finanzausgleich wurden CHF B'331'334 vereinnahmt, was um CHF 946'334 über dem Budget

lag. An Negativzinsen konnten CHF 49'586 erwirtschaftet werden.

Die budgetierte Entnahme aus der finanzpolitischen Reserve im Betrag von CHF 215'000 wurde
nicht getätigt, da die Bewertungsgewinne aus der Neubewertung des Verwaltungsvermögens auf
das Eigenkapital zu übertragen waren,

fl
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Personell war die Betreuung der Wasserversorgung aufwendiger. Zudem ist der Gebührenertrag
infolge einer früheren Zählerablesung bei einem unveränderten Wasserzins von CHF 1.20 pro

m3 geringer ausgefallen.

Das durch die Gemeinde vorfinanzierte Verwaltungsvermögen beträgt CHF 360'941.10, das
Eigenkapital nach Neubewertung des Verwaltungsvermögens CHF 3'954'008.92. Gegenüber der
Gemeinde besteht somit ein Guthaben von CHF 3'593'067.82.

EIG E NWI RTSC HAFTS B ETRIE B E

Wasserversorgung
Budgetierter E rtragsü bersch uss
Erzielter Ertragsüberschuss

Abwasserbeseitigung
Budgetierter Ertragsü berschuss
E rzielter Ertragsü berschuss

Abfallbeseitigung
Budgetierter Aufwa nd ü bersch uss
Effektiver Aufwa nd ü bersch uss

CHF 158'BOO

cHF 94',r25.74

cHF 148'500
cHF 51'251.84

cHF 159'700
cHF 140'254.05

Der Gebührenertrag ist infolge einer früheren Zählerablesung geringer ausgefallen. Die
Mengengebühr betrug unverändert CHF 2.30 pro m3 Wasserbezug.

Das durch die Gemeinde vorfinanzierte Verwaltungsvermögen beträgt CHF 4'987'193.75, das
Eigenkapital nach Neubewertung des Verwaltungsvermögens CHF 4'059'014.62. Damit besteht
eine Schuld gegenüber der Gemeinde von CHF 928'179.I3.

Der Aufwand liegt leicht unter den budgetierten Werten, Die Grundgebühren betrugen
unverändert CHF 50 pro Haushalt und Betrieb.

Das Verwaltungsvermögen bilanziert mit CHF 55'541.20. Der Aufwandüberschuss wurde dem
Eigenkapital belastet, dessen Bestand sich per Ende 2079 nach Neubewertung des
Verwaltungsvermögens auf CHF 552'728.64 verringert. Gegenüber der Gemeinde besteht somit
ein Guthaben von CHF 497'187.44.

fi
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INVESTITION EN VERWALTU NGSVERMOG E N

Bei Ausgaben von CHF 1'564'991.36 und Einnahmen von CHF 600'187.25 schliesst die Investi-
tionsrechnung des Verwaltungsvermögens mit einem Ausgabenüberschuss von CHF 964'804.11
ab, Im Vergleich mit den budgetierten Nettoinvestitionen im Betrag von CHF 1'645'000 betragen
die Minderausgaben CHF 680'195.89.

Die Nettoveränderung der Investitionen im Finanzvermögen beträgt CHF 32'444.05.

Die Investitionen setzen sich wie folgt zusammen:

I nvestitionen Verwa ltu ngsvermögen

600'000

s00'000

400'000

300'000

200'000

100'000 I
À
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I Nettoaufwand CHF r Budget

öffentliche Ordnung und Sicherheit
Minderausgaben CHF L'227,L5

Für die Beschaffung eines Mehrzweckfahrzeugs wurden an den Sicherheitszweckverband
Glattfelden / Stadel / Weiach Beiträge von CHF 42'772.85 geleistet.

?
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Bildung
Minderausgaben cHF 149',739.60

Der Restinvestitionsbeitrag an die Heilpädagogische Schule Bezirk Bülach betrug
CHF 139'136.10 und lag erheblich unter dem Budget. Im Kindergarten Zweidlen war der Ersatz

einer Elektrospeicherheizung durch eine Wärmepumpe vorgesehen, Mit den Arbeiten wurde noch

nicht begonnen,

Für die Sportplatzbeleuchtung Eichhölzli wurde einem Verein ein rückzahlbares Darlehen von
CHF 66'000 und ein Investitionsbeitrag von CHF 34'000 gewährt, Vom Darlehen ist ein Grossteil
bereits zu rückbezahlt,

Gesundheit
Mehrausgaben cHF 20'570.05

Im Zusammenhang mit anstehenden Investitionen forderte das KZU Kompetenzzentrum Pflege

und Gesundheit von den beteiligten Gemeinden ein Darlehen ein (Anteil Glattfelden 65'467.80),
Im Alters- und Pflegeheim Eichhölzli kamen der Ersatz von Pflegebetten und das Projekt für die
Heizungssanierung günstiger zu stehen.

Kultur, Sport und Freizeit
Mehrausgaben

Soziale Sicherheit
Minderausgaben

Verkehr und Nachrichtenübermittlung
Mehrausgaben

Umweltschutz und Raumordnung
Minderausgaben

cHF 32'800

cHF 7',4t5.20

cHF 290'380,40

cHF 49\',986.44

Die Ausgaben für das Projekt WC- und Badsanierung in der Liegenschaft Eichhölzlistrasse 55

kam günstiger zu stehen.

Im Zusammenhang mit der Sanierung der Eichhölzlistrasse musste zusätzlich die
Strassenbeleuchtung erneuert werden. Dabei handelte es sich um eine gebundene Ausgabe.
Zudem kam der Ausbau des kommunalen Glasfasernetzes in der Eichhölzlistrasse teurer zu

stehen. Für die Instandstellung von Flurstrassen wurden CHF 84'954.10 aufgewendet, Es waren
Beiträge von CHF 36'6L7 erhältlich.

Bei der Wasserversorgung wie auch bei der Abwasserentsorgung konnten deutlich
Anschlussgebühren vereinnahmt werden. Der budgetierte Einkauf in

Gruppenwasserversorgung im Betrag von CHF 200'OOO ist noch nicht erfolgt. -tù-

mehr
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Die Instandstellung der Waldstrassen war mit netto CHF 93'000 budgetiert, Die Ausgaben
betrugen CHF 30'378,60 und sind in der Erfolgsrechnung verbucht (unterhalb
Aktivierungsgrenze). Im Weiteren wurden anstelle von Waldstrassen auch Flurstrassen in Stand
gestellt. Für die Sanierung des Schlachthauses waren CHF 300'000 vorgesehen. Mit den Arbeiten
wurde noch nicht begonnen,

INVESTITION EN FINANZVERMöGEN

Ein Raum im Gasthof Löwen wurde im Betrage von CHF 32'444.O5 für die Brauerei ausgebaut.
Der Mietzins wurde kostendeckend erhöht.

Volkswirtschaft
Minderausgaben cHF 379',577.95

I :\Kanzlei_PV\Protokolle\2020-GV\GV-2020 09 01.docx
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Jahresrechnung und die Sonderrechnungen 2019 der
Politischen Gemeinde Glattfelden in der vom Gemeinderat beschlossenen Fassung vom 6. April
2020 geprüft.

Die Jahresrechnung weist folgende Eckdaten aus:

Erfolgsrechnung:

Invest¡t¡onsrechnung
Verwaltungsvermögen:

Investitionsrechnung
Finanzvermögen:

Gesamtaufwand

Gesamtertrag

CHF

CHF

36'703'416.36

36'836',869.21

Ertragsüberschuss

Ausgaben

Einnahmen

CHF

CHF

CHF

133'4s2.85

1'564'991.36

600'1 87.25

Netto¡nvestitionen

Ausgaben

Einnahmen

CHF 964'804.11

32'444.05CHF

CHF

1

2.

3

Nettoinvestitionen CHF 32',444.05

Bilanz: Bilanzsumme CHF 65'.77z',a52.69

Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen, Dadurch
erhöht sich der Bilanzüberschuss auf CHF 39'603'752.55.

Finanzpolitische Prüfung
Die finanzpolitische Prüfung der Jahresrechnung 2019 gibt zu keinen Bemerkungen Anlass

Finanztechnische Prüfung
Der Kurzbericht der finanztechnischen Prüfung wurde zur Kenntnis genommen,

Antrag
Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahres-
rechnung 2019 und die Sonderrechnungen der Politischen Gemeinde Glattfelden zu
genehmigen.

I: \Ka nzlei_Pv\Protokolle\2020-GV\GV-2020 0g 0 1.docx

tr
3,



Seite 14

Diskussion

Peter Fricker, Metteliweg 4, regt an, dass die Detailzahlen wieder wie bisher in der Weisung
aufgeführt bzw. dargestellt werden, Mehrausgaben im Umfang von rund CHF 1,5 Mio. hält er für
bedenklich und findet er nicht gut. Zudem wüsste er gerne, weshalb die zusätzliche Co-

Schulleitung nicht bereits damals korrekt ins Budget aufgenommen wurde wenn das Problem
doch bekannt war,

Finanzvorsteherin Michèle Dünki-Bättig führt aus, dass die Broschüre bewusst etwas
schlanker gehalten wurde und man neu vermehrt auf Grafiken setzt um das Lesen der Broschüre
spannender zu gestalten als nur der Blick auf nackte Zahlen. Die Anregung werde jedoch

aufgenommen und bei der nächsten Broschüre geprüft, ob die detaillierten Zahlen noch integriert
werden könnten. Die kompletten Detailzahlen mit allen Akten liegen jeweils bei derAktenauflage
auf und können auch dort studiert werden.

Bildungsvorsteher Adrian Rösti geht auf die Frage bezüglich Co-Schulleitung ein, Die

Schulleitung hat sehr viele Stunden Überzeit vor sich her geschoben und das Problem wurde
immer nur aufgeschoben, Es kam auch zu Auszahlungen der Überzeitstunden. Die aktuellsten
Berechnungen des Kantons zu den Vollzeiteinheiten (VZE) ergaben dann, dass eine Co-

Schulleitung angezeigt bzw. nötig wird, Diese neuen Zahlen waren allerdings zum Zeitpunkt des

Budgets noch nicht bekannt,

Christian Ulrich, Staltigstrasse 19, bemerkt zum Thema Broschüre noch, dass die Legenden

kaum lesbar seien. Die Farben der Grafiken liessen sich ebenfalls nur schwierig zu unterscheiden.
Eventuell könne man dies beim nächsten Mal ebenfalls anpassen.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann versichert, dass die Anregungen gerne aufgenommen
und bei der nächsten Broschüre bestmöglich berücksichtigt werden.

Thomas Steiner, Juchstrasse 23, möchte wissen, weshalb unter dem Punkt "Allgemeine
Verwaltung" der Mehraufwand nicht näher erläutert werde, In dieser Funktion fehle die Erklärung
zum entstandenen Mehraufwand.

Finanzvorsteherin Michèle Dünki-Bättig verweist auf die Detailerläuterungen in der
Weisungsbroschüre und dem Kommentar zur Jahresrechnung. Es kam im Bereich Finanzen und

Steuerverwaltung zu Mehraufwand wegen der Umstellung auf HRM2, Auch Personalabgänge im

Rahmen der budgetierten Personalaufwände verursachten Kosten, sowie eine Mitarbeiterin,
welche länger beschäftigt wurde als geplant, Zudem verursachte die Legislative Mehrkosten
wegen dem intensiven Wahljahr 2019.

Marion Di Giorgio, Webereistrasse 5, fragt nach, ob sie das richtig verstanden habe, dass das

Schlachthaus für CHF 300'000 saniert werde und möchte wissen, ob die Betreibung eines
Schlachthauses wirklich eine Gemeindeaufgabe sei?

Ressortvorsteher Infrastruktur René Gasser erklärt, dass die Gemeinde seit über 30 Jahre
ein Schlachthaus im Dorf habe. Durch gesetzliche Auflagen muss es nun saniert oder komplett
geschlossen werden. Die Bewilligungen vom Veterinäramt zur Sanierung liegen vor und auch die

Baubewilligung ist erteilt. Es handelt sich um eine bewusste Ausgabe, damit nicht alles Vieh nach

Zurich gefahren werden muss zurSchlachtung. Im Sinne desTierschutzes soll weiterhin auch in r,
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der Region diese Möglichkeit bestehen. Zudem muss auch die angegliederte
Kadaversammelstelle, welche ebenfalls ein gesetzlicher Auftrag ist, dringend saniert werden. Mit
dieser Sanierung können also beide Probleme behoben werden.

Priska Hauser, Sunnenweg 1, möchte zurückkommen auf die Mehrkosten des Bereichs
"Allgemeine Verwaltung". Sie könne sich noch gut erinnern, als der Gemeindepräsident
anlässlich der letzten Gemeindeversammlung versicherte, es komme zu keinen zusätzlichen
Kosten durch die Personalwechsel, was demnach nicht ganz der Wahrheit entsprochen habe.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann kann sich an die detaillierte Aussage in dieser
Diskussion nicht erinnern, es war allerdings nicht einfach gelogen.

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht weiter verlangt

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats
Rechnungsprüfungskommission mit offensichtlichem Mehr folgenden

Beschluss

Die Jahresrechnung 2O79 inkl, Sonderrechnungen der Politischen Gemeinde wird
in der vorgelegten Form genehmigt.

und der

W
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2. Genehmigung der Bauabrechnung des Kindergartens <<Leuengässli>>

Weisung

Ausgangslage

Die Stimmberechtigten haben am 2t. Mai 2OL7 anlässlich einer Urnenabstimmung einen Kredit
von CHF 2'351'000 für den Neubau eines Doppelkindergartens am Leuengässli bewilligt.

Die Bauarbeiten sind abgeschlossen und die Bauabrechnung liegt vor, Bei Ausgaben von

CHF 2'441'548.63 und einem Kredit von CHF 2'351'000 betragen die Mehrausgaben
CHF 90'548.63 oder 3.9 o/o. Die dem Kredit zu Grunde liegende Kostenschätzung basierte laut
den Abstimmungsunterlagen auf einer Genauigkeit von +/- 75 o/o.

Sachverhalt

Der Vergleich der einzelnen Kreditpositionen mit den Ausgaben sieht wie folgt aus:

BKP 1

Im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten war kein umfassendes Gutachten über den Bodenaufbau
notwendig. Ein Baggerschlitz genügte.

BKP 2
. Bei den Fenstern mussten neue Ausführungsvorschriften berücksichtigt werden. Zusätzlich

wurden Oberlichter montiert.
o Der Kostenvoranschlag für die Elektroanlagen war etwas zu günstig angesetzt.
. Die Kostenschätzung des Fachplaners bei den Heizungsanlagen lag weit unter dem hiesig

üblichen Marktpreis,
¡ Bei der Heizung wurde auf eine kontrollierte Lüftung verzichtet.
¡ Die Faltschiebewände aus Holz gestalteten sich komplexer als ursprünglich angenommen.

Schallisolationen und Fluchttüren mussten neu berücksichtig werden.

Per Saldo resultieren beim Gebäude Mehraufwendungen von CHF 65'101.33 was rund 4 o/o

Abweichungen zum Kostenvoranschlag entsprechen.

BKP Text Abrec hnung
CHF

Kredit
CHF

Abweichung
CHF

0
1

2
3
4
5
6

Grundstüc k
Vorbereitu ngsa rbeite n
Gebäude
Betriebseinric htung
Unrgebung
Baunebenkosten
Ausstattung

385440.00
B't47.OO

t'709'roL.33
5',397.95

t95'647.45
100'179.50

37'635.40

386',o00
26',o00

L'644',OOO
10'000

170',o00
35',o00
B0'000

- 560.00
- 17',853.00
65',l01.33
-4',602.O5
25'647.45
65',179.50

-42',364.60
2',44L'548.63 2'351',000 90'548.63
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BKP 4
Bei der Umgebung wurde einiges anders ausgeführt als ursprünglich geplant. So wurden
beispielsweise Pflasterstei ne verwendet a nstel le von Schotterrasen.

BKP 5
Die Anschlussgebühren im Betrag von CHF 55'483,85 waren im Kostenvoranschlag nicht
eingerechnet. Im Weiteren ist u. a, die Dokumentation etwas teurer zu stehen gekommen.

BKP 6
Bei der Ausstattung war geplant für den Doppelkindergarten zwei vollständige Möblierungen
anzuschaffen. Bestehendes Mobiliar konnte aber weiterverwendet werden.

Abschied der Rechnungsprüfungskomm¡ss¡on

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Bauabrechnung für den Neubau eines
Doppel kindergartens a m Leuengässl i geprüft.

Gemäss Urnenabstimmung vom 21. Mai 2017 haben die Stimmberechtigten einen Kredit von
CHF 2'351'000 für diesen Neubau bewilligt, wobei die dem bewilligten Kredit zugrunde liegende
Kostenschätzung gemäss Abstimmungsunterlagen auf einer Genauigkeit von +/- 15olo basierte.

Nach Abschluss der Bauarbeiten betragen die Mehrkosten gemäss Bauabrechnung
CHF 90'548.63, dies entspricht einerAbweichung von knapp 3,9o/o und liegt damit innerhalb der
Toleranz.

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Bauabrechnung
für den Neubau eines Doppelkindergartens am Leuengässli zu genehmigen.

Glattfelden, 20. Mai 2O2O Rech n u ngsprüfu ngskommission G lattfelden
Der Präsident Der Aktuar

A. Rudin A, Keiser

Diskussion

Markus Lee, Strickstrasse 9 ist soweit einverstanden und alles ist auch nach SIA Norm
korrekt. Er möchte jedoch zu bedenken geben, dass die Bauvorschriften im Kanton Zürich sehr
individuell seien und wenn man ausserkantonale Büros für solche Projekte engagiere, erhält
man unter Umständen nicht das, was man eigentlich möchte.

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht weiter verlangt.
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Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Die Bauabrechnung für den Neubau eines Doppelkindergartens am Leuengässli wird
mit Kosten von CHF 2'447'548.63 (Mehrkosten von CHF 90'548,63 gegenüber dem
bewilligten Kredit von CHF 2'357'OOO.--) genehmigt.
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3. Änderung der Besoldungsverordnung Art. 4 und 5 (Anpassung der
Entschädigungen von Gemeinderat und Schulpflege)

Weisung

Ausgangslage

Mit Beschluss vom 9. Dezember 2014 revidierte die Gemeindeversammlung die
Besoldungsverordnung vom B. Dezember 2009.

Gegenstand der Ãnderungen waren die Anpassungen der Entschädigungen von Gemeinderat und
Schulpflege und Rechnungsprüfungskommission. Die Mitglieder der übrigen Kommissionen
wurden einheitlich zum Gemeindestundenlohn entschädigt, der auf Basis der kantonalen
Lohntabelle jeweils angepasst wird,

Sachverhalt

Seit der damaligen Anderung der Besoldungsverordnung haben sich die Verhältnisse zwischen
Schulpflege und Gemeinderat verschoben. Im Jahr 2OL4 bestand der Gemeinderat aus 5 und die
Schulpflege (inkl. Schulpräsidium) aus 6 Mitgliedern.

Im Mai 2018 trat die neue Gemeindeordnung in Kraft, welche für den Gemeinderat 7 Mitglieder
(inkl. Schulpräsidium) und für die Schulpflege 4 Mitglieder vorsieht. Das Schulpräsidium wird als
Mitglied des Gemeinderates gemäss deren Entschädigungspraxis besoldet.

Die heutige Situation präsentiert sich wie folgt:

,(Basis: Lohnklasse 22lLohnstule 17 = Grundlohn inkl, 13, Monatslohn CHF 152'836)'ß

Gemeinderat
,Gemeindepräsident
'Schulpräsident
,Übrige Mitgl¡eder

'Var¡able

,Schulpflege
,Mitglieder
rVariable

24 o/o

t6 o/o

t6 o/o

4O o/o

B o/o

25 o/o

36'680 x 1

24'453 x L

24'453 x 5
61'134 x 1

12'226 x 4
38'209 x 1

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

36'681
24',454

L22'269
6t'L34

48'908
38'209

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

244',538

87'LL7

331'655Total

Der geänderten Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates und der Schulpflege ist Rechnung zu

tragen und die Variablen deshalb beim Gemeinderat (Erhöhung von 5 auf 7 Mitglieder) von 40
auf 50o/o zu erhöhen und im Gegenzug diejenige der Schule (Verkleinerung von 6 auf 4
Mitglieder) von 25 auf L5o/o zu reduzieren und Art, 4 bzw. 5 der jetzt gültigen
Besold u ngsverord n u n g dementsp rechend a bzuä ndern.
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Dies würde auf Basis 2OL9 zu folgenden Zahlen führen:

Dies bedeutet eine kostenneutrale Entschädigungsverschiebung aufgrund der neuen Anzahl
Gemeinderäte und Schulpflegemitgliedern.
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag des Gemeinderates zur Anpassung von Art,
4 und 5 der Besoldungsverordnung der Gemeinde Glattfelden geprüft,

Gemäss dessen Erwägungen soll der geänderten Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates und
der Schulpflege Rechnung getragen werden, weshalb die mit Beschluss vom 9. Dezember 2014
durch die Gemeindeversammlung revidierte Besoldungsverordnung vom B. Dezember 2009
betreffend die Anpassungen der Entschädigungen von Gemeinderat und Schulpflege
dementsprechend abgeändert werden soll.

Durch diese Anpassung kann eine kostenneutrale Entschädigungsverschiebung erreicht werden

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Anpassung von
Art. 4 und 5 der Besoldungsverordnung der Gemeinde Glattfelden zu genehmigen.

Diskussion

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht verlangt.

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Art,4 und 5 der Besoldungsverordnung werden dahingehend geändert,
dass die Variable beim Gemeinderat von 4O auf 5O o/o erhöht und bei
der Schule von 25 auf 75 o/o verringert wird.

2, Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt.

7

?,
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Die neue Polizeiverordnung umfasst folgende Kapitel

Seite 22

.4. Erlass einer neuen Polizeiverordnung

Weisung

Ausgangslage und Ziel der Verordnung

Die heute gültige Polizeiverordnung vom 1. Oktober 2010 (Fassung vom 30. März 2010)
ist aufgrund der veränderten, übergeordneten gesetzlichen Bestimmungen revisions-bedürftig

Die neue Verordnung wurde deshalb den heutigen Bestimmungen angepasst und die Artikel zum
Teil neu formuliert. Einzelne Artikel wurden neu aufgenommen wie beispielsweise im Bereich des
Immissions- und Lärmschutzes, des Gewerbes und dem öffentlichen und privaten Eigentum.

Neue Polizeiverordnung

Allgemeine Bestimmungen
Schutz von Personen sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Allgemeinen
Immissionen und Lärm
Gewerbe
Öffentliches und private Eigentum
Tierhaltung
Vollzugs- und Schlussbestimmungen

Die wichtigsten Anderungen gegenüber der heute gültigen Polizeiverordnung sind:

Anpassung des Textes aufgrund der aktuellen gesetzlichen Grundlagen und Gegebenheiten
Anpassung der Bewilligungskompetenzen vom Gemeinderat ins zuständige Ressort
Anpassung der Ruhezeiten an Werktagen von 19.00 auf 20.00 Uhr
Definition, was von den Ruhezeiten ausgeschlossen ist
Klarere Regelungen für Motorspielzeuge und Drohnen
Regelungen von Ausnahmefällen bei Gastwirtschaften

Neu aufgenommene Artikel
o Art. 5 "Jugendschutz"
. Art, 13 "Flutlichtanlagen"
. Art. 23 "Hausieren"

a

a

a

a

a

a

a

Wichtigste Änderungen

a

a

a

a

a

a

?
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Rechtsgrundlage

Gemäss Art. 14 Ziff . 3 der Gemeindeordnung vom 26. November 2OL7 ist die Polizeiverordnung
der Gemeindeversammlung zu unterbreiten.

Schlussbemerkungen

Die Polizeiverordnung wurde durch das Statthalteramt vorgeprüft. Das Statthalteramt brachte
keine Einwände gegen die neue Polizeiverordnung vor.

Diskussion

Christian Ulrich, Staltigstrasse 19, habe grundsätzlich an der neuen Verordnung nichts
auszusetzen. Es sei alles gut und gut gemeint. Vorschriften machen sei jedoch das eine, deren
Einhaltung zu kontrollieren das andere. Er habe beispielsweise festgestellt, dass in letzter Zeit
beim Primarschulhaus Eichhölzli viel Abfall wie Pizzaschachteln, Flaschen etc, herumliege, Wird
eventuell zu wenig kontrolliert? Auch ist in der neuen Verordnung Spucken verboten. Dies ist
sehr gut, müsste aber auch kontrolliert werden, da es sonst keine wirksame Bestimmung ist.

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti erwidert darauf, dass die Stadtpolizei Bülach die
bekannten Brennpunkte vermehrt kontrolliert. Erstmals gab es diesen Sommer keine
Sachbeschädigungen an den Schulliegenschaften. Mehr Stunden können allerdings bei der
Stadtpolizei nicht aktiviert werden, da die Stellen ausgeschöpft sind. Zu Beginn der
Abstandsvorschriften bezüglich Corona wurden private Sicherheitspatrouillen eingesetzt, welche
dann im Sommer fortgeführt worden sind. Ziel dieser Patrouillen ist es, die Personen zu

sensibilisieren. Man wolle sie nicht vertreiben, aber sie sollen die Anlagen aufgeräumt wieder
verlassen, Es werden also vermehrt Kontrollen durchgeführt, aber es dürfte allen bewusst sein,
dass nicht alles und rund um die Uhr kontrolliert werden könne.

Peter Fricker, Metteliweg 4, stellt fest, dass die Ruhezeiten um eine Stunde verkürzt wurden.
Neu dürfe man bis 20.00 Uhr anstatt wie bisher bis 19.00 Lärm verursachen. Weshalb?

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti erklärt, dass es sich dabei um eine Anpassung an die
Mehrheit der Gemeinden handle. Mittlerweile sei es an vielen Orten üblich, dass die Ruhezeiten
erst ab 20.00 Uhr gelten.

Andreas Brändle, Dorfstrasse 52, hat eine Frage zum Thema <<Motorspielzeuge>>. Gemäss
Art. 19. Es gibt immer mehr Elektrofahrzeuge oder Spielzeuge. Müssen alle diese Fahrzeuge
neu bewilligt werden, dass sie fahren dürfen?

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti erklärt, solang die Nutzung nicht störend ist und

niemanden belästigt ist die Nutzung in Ordnung. Wenn jedoch durch die Nutzung eine
andauernde Störung oder Belästigung entsteht und beispielsweise dauern am gleichen Ort im
Kreis gefahren wird, könnte dies geahndet werden.
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Markus Lee, Strickstrasse 9, nimmt Bezug auf das Abbrennen von Feuerwerk was in der alten
Verordnung mit Ausnahmen auch ausserhalb der geregelten Feiertage möglich war. In der
neuen Verordnung steht nirgends, dass die Gemeinde eine ausserordentliche Bewilligung
erteilen könne.

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti sagt, dass Art.22 angepasst werden soll. Demnach
sollen Ausnahmen bewilligt werden können, wo diese möglich sind, Dieser Antrag wird vom
Gemeinderat gestel lt werden.

Markus Lee, Strickstrasse 9, zum Thema Beleuchtung in der Naclrtüber längere Zeit stellt sich

die Frage, wie dies gelöst werden könne? Der Vorschlag, dass Bewegungsmelder erlaubt seien,
sei soweit in Ordnung, aber ein sakrosanktes Beleuchtungsverbot halte er für nicht in Ordnung
Rechtlich könne dies aus Sicht der Elektrobranche auch kaum umgesetzt werden.

Bauvorsteherin Martina Schurter, erwidert, dass gemäss Umweltschutzgesetz (USG)

unnötige Lichtimmissionen zu vermeiden seien. Es sind zudem komplett lichtfreie Zeitfenster
anzustreben, was mit diesem Artikel angestrebt werde,

Markus Lee, Strickstrasse 9, bittet um Bekanntgabe des entsprechenden Artikels im Gesetz.

Er wolle einfach darauf aufmerksam machen, dass Eigentümer haftbar gemacht werden
können bei Unfällen, wenn Wege nicht ausreichend beleuchtet sind. Es wäre ein Vorteil, das
Thema Beleuchtung bei Baubewilligungen einfliessen zu lassen.

Bauvorsteherin Martina Schurter, erläutert, dass bestehende Leuchten nicht im Nachhinein
gerügt werden können. Wenn sich allerdings ein Nachbar belästigt fühle, habe man mit der
Bestimmung eine Handhabung, Beim Bau von neuen Beleuchtungsanlagen wird auf diese
Thematik geachtet und bei Bedarf werde sie auch nachgemessen.

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti ergänzt, dass ein Zusatz denkbar wäre, dass
permanent brennende Lichtquellen auszuschalten seien, Diese Änderung könne ebenfalls jetzt
noch einfliessen.

Der Gemeinderat beantragt , Art. 22 wie folgt zu ändern i "Der Gemeinderat kann bezüglich
Abschnitt IL und IlL Ausnahmebewilligungen erteilen, wo diese möglich sind, und diese mit
Auflagen verbinden oder weitergehende Einschränkungen gegen störende Immissionen
anordnen."

Der Antrag wird von der Versammlung mit offensichtlichem Mehr angenommen

Der Gemeinderat beantragt, Art. 14 wie folgt zu ändern:. "Künstliche, permanent brennende
Lichtquellen als Aussenbeleuchtung, sowohl im privaten wie im gewerblichen Gebrauch, sind
von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr auszuschalten. Automatische, vorübergehende
Aussen bel euchtu ngen gesteuert d u rch Beweg u ngsmelder si nd erla u bt. "

Der Antrag wird von der Versammlung mit offensichtlichem Mehr angenommen.

Peter Fricker, Metteliweg 4, kommt auf sein Anliegen bezüglich Lärm und Ruhezeiten zurück
und stellt den Antrag, dass Art. 15 Abs. 2 beibehalten wird und die Ruhezeiten weiterhin aQ- O
19,00 Uhr gelten sollen. \# Þ¿/'
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Peter Mäder, Dorfstrasse 100, entgegnet, dass es heute einfach nicht mehr zeitgemäss sei,
dass nur bis 19,00 gearbeitet und Lärm gemacht werden darf. Es ist in der heutigen Zeit nicht
mehr nachvollziehbar. Auch umliegende Gemeinden sind hier grosszügiger. Die Einhaltung
muss aber auch kontrolliert werden,

Gemeindepräsident Ernst Gassmann wiederholt den Antrag von Herrn Fricker und fragt die
Versammlung an, ob sie den Antrag annehmen möchte.

Die Stimmenzähler nennen 11 Ja-Stimmen, womit der Antrag mit offensichtlichem Mehr
abgelehnt ist.

Markus Lee, Strickstrasse 9, fragt den Gemeinderat, weshalb die Querverweise auf das

kantonale Gastgewerbegesetz nicht mehr in der Verordnung aufgeführt wurden unter der
Rubrik Gastgewerbe.

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti sagt, dass Querverweise auf übergeordnete
Gesetzgebung grundsätzlich möglich sind, aber die Leserlichkeit beeinträchtigen können und
nicht notwendig oder zwingend sind, weshalb darauf verzichtet wurde,

Markus Lee, Strickstrasse 9, möchte wissen, wie es um Wahlplakate steht. Bisher war es ein
ungeschriebenes Gesetz bzw. ein <<Gentlemen-Agreement>>, das die Wahlplakate frühestens 4

Wochen vor der Wahl oder Abstimmung aufgehängt werden. Teilweise seien auch 6-8 vorher
schon solche Plakate erlaubt. Auf welche Rechtslage stützt sich der Gemeinderat bei seiner
Regelung mit 4 Wochen?

Sicherheitsvorsteher a.i. Adrian Rösti antwortet, dass es keinen Rechtssatz benötige, da
eben die Gemeindeversammlung mit dem Erlass der Polizeiverordnung eine solche Regelung
erst rechtlich verbindlich machen kann, wenn sie dies möchte. Von dieser Möglichkeit wurde
bei der vorliegenden Verordnung Gebrauch gemacht,

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht weiter verlangt

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

7, Der Erlass der neuen Polizeiverordnung wird genehmigt.

Die neue Polizeiverordnung wird auf í, Januar 2027 in Kraft gesetzt,

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Polizeiverordnung
werden alle mit der vorliegenden Polizeiverordnung in Widerspruch
stehenden Bestim m u ngen aufgehoben.

2.

3.

ft
4. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt. fr
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5. Einbürgerung von Piotr und Malgorzata Kwasigroch
sowie die Kinder Wiktor und Nina

Weisung

Piotr und Malgorzata Kwasigroch stellten für sich und ihre Kinder das Gesuch um Aufnahme ins
Schweizer-, Kantons- und Gemeindebürgerrecht,

Die Beurteilung der Eignung von Piotr, Malgorzata, Wiktor und Nina Kwasigroch, die aufgrund
der Akten sowie im Rahmen eines geführten Einbürgerungsgesprächs, erfolgte, ist durchwegs
positiv.

Diskussion

Thomas Steiner, Juchstrasse 23, fragt nach, weshalb die Einbürgerungsgebühren
unterschiedlich sind bei den Familien?

SO

Gemeindeschreiber Valentino Vinzens antwortet, dass dies gestützt auf $ 33 ff der
kantonalen Bürgerrechtsverordnung unterschiedlich sei, wenn ein bedingter Anspruch auf
Einbürgerung gemäss $ 21 Gesetz über das Bürgerrecht bestehe. Kinder unter 1B Jahren werden
im Gesuch der Eltern eingeschlossen. Unter 25 Jahren wird zudem nur die halbe Gebühr
verrechnet.

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Kwasigroch, Piotr Ryszard, geboren am 9. März 7973r von Polen,
Kwasigroch geb, Józefowicz, Malgorzata, geboren am 26. Mai 7974, von
Polen, Kwasigroch, Wiktor Piotr, geboren am 26, März 2OO3, von Polen
und Kwasigroch, Nina Tatiana, geboren am 78. Dezember 2OO6, von
Polen wohnhaft Eichhölzlistrasse 34, 8792 Glattfelden, wird im Sinne
von $ 79 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung das Bürgerrecht der
Gemei nde G lattfelden ertei lt.

Die Einbürgerung erfolgt unter dem Vorbehalt der Erteilung des Kan-
tonsbürgerrechts und der eidgenössischen Einbü rgerungsbewilligung.

Die reglementarische Einbürgerungsgebühr der Gemeinde beträgt
nach $ 33 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung CHF 7'2OO.
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'6. Einbtirgerung von Barbara Steinhart

Weisung

Barbara Steinhart stellte für sich das Gesuch um Aufnahme ins Schweizer-, Kantons- und

Gemeindebü rgerrecht.

Die Beurteilung der Eignung von Barbara Steinhart, die aufgrund der Akten sowie im Rahmen

eines geführten Einbürgerungsgesprächs, erfolgte, ist durchwegs positiv.

Diskussion

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht verlangt

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Barbara Steinhart, geb. 70. Mai 7987, deutsche Staatsangehörige,
wohnhaft Eichhölzlistrasse 36, in Glattfelden, wird im Sinne von $ 79
der kantonalen Bürgerrechtsverordnung das Bürgerrecht der Ge-
mei nde G lattfelden ertei lt,

Die Einbürgerung erfolgt unter dem Vorbehalt der Erteilung des Kan-
tonsbürgerrechts und der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung.

Die reglementarische Einbürgerungsgebühr der Gemeinde beträgt
nach S 33 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung CHF 5OO.

7
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7. Einbtirgerung von Kasim Kasic mit Kindern Belma und Elna

Weisung

Kasim Kasic stellte für sich und seine Kinder das Gesuch um Aufnahme ins Schweizer-, Kantons-
und Gemei ndebürgerrecht.

Die Beurteilung der Eignung von Kasim Kasic und seinen Töchtern, die aufgrund der Akten sowie
im Rahmen eines geführten Einbürgerungsgesprächs, erfolgte, ist durchwegs positiv.

Diskussion

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht verlangt.

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Kasic Karim, geb. 73, Mai 7958, Kasic Belma, geb. 29. September 2OO8
und Kasic EIna, geb. 4. Oktober 2O7O, bosnisch-herzegowinische
Staatsangehörige, wohnhaft Spinnereistrasse 25 in Glattfelden, wird
im Sinne von S 79 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung das
Bürgerrecht der Gemeinde Glattfelden erteilt,

Die Einbürgerung erfolgt unter dem Vorbehalt der Erteilung des Kan-
tonsbürgerrechts u nd der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung,

Die reglementarische Einbürgerungsgebühr der Gemeinde beträgt
nach $ 33 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung CHF 5OO.
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8. Einbürgerung von Parisi Antonino und Puchalska Kamila mit Kindern
Davide und Gioele

Weisung

Antonio Parisi und Kamila Puchalska stellten für sich und ihre Kinder das Gesuch um Aufnahme
ins Schweizer-, Kantons- und Gemeindebürgerrecht.

Die Beurteilung der Eignung von Antonio Parisi, Kamila Puchalska, Davide und Gioele Parisi, die
aufgrund der Akten sowie im Rahmen eines geführten Einbürgerungsgesprächs, erfolgte, ist
durchwegs positiv,

Diskussion

Das Wort zu diesem Geschäft wird nicht verlangt

Abstimmung

Die Gemeindeversammlung fasst auf Antrag des Gemeinderats mit offensichtlichem Mehr fol-
genden

Beschluss

Parisi Antonino, geb, 24. Juli T96Sritalienischer Staatsangehöriger'
Puchalska Kamila Halina, geb, 6. Februar 7975, polnische
Staatsangehörige sowie deren Kinder Parisi Davide Kamil' geb' 9. Juni
2OO4, und Parisi Gioele Antonino, geb. 23, Mai 2006, italienische
Staatsangehörige, wohnhaft Mühlestrasse 58 in 8792 Glattfelden, wird
im Sinne von 5 79 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung das
Bürgerrecht der Gemeinde Glattfelden erteilt,

Die Einbürgerung erfolgt unter dem Vorbehalt der Erteilung des Kan-
tonsbürgerrechts und der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung.

Die reglementarische Einbürgerungsgebühr der Gemeinde beträgt
nach 9 33 der kantonalen Bürgerrechtsverordnung CHF 7'OOO,

7
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Anfragen gemäss S 17 GG (Gemeindegesetz)

Gemeindepräsident Ernst Gassmann informiert, dass zwei Anfragen nach $ 17 GG innerhalb
der gesetzlichen Frist (10 Arbeitstage vor der Versammlung) eingegangen sind. Er weist im
Weiteren darauf hin, dass grundsätzlich die Möglichkeit besteht, eine Diskussion darüber zu

verlangen. Damit eine solche geführt werden kann, muss jedoch die Mehrheit der
Stimmberechtigten ihre Zustimmung erteilen.

Gemeindeschreiber Valentino Vinzens verliest die Anfrage von André Schurter:

André Schurter, Glattfelden, stellt mit Schreiben vom 17. Juli 2O2O folgende
Anfrage:

Anfrage an den Gemeinderat Glattfelden nach GG 5 17

Im Zusammenhang mit der Erledigung meiner aktuellen Steuerrechnung 2020 ist mir die Frage
nach den effektiv entstandenen Kosten für die Gemeindekasse durch die "Vertreibung" unserer
langjährigen, sehr geschätzten und sehr kompetenten Gemeindeschreiberin B. Wüthrich-
Ri p pste i n e rn eut a ufg estossen ? ?

Eine trumpsche Antwort auf die oben erwähnte Frage habe ich ja anlässlich der letzten
Gemeindeversammlung durch den Präsidenten bereits erhalten,

Nun würden mich die wirklichen Kosten der unverständlichen und noch nicht ganz erledigten
Gesch i chte i nteressi e re n.

André Schurter, langjähriger Steuerzahler Glattfeldens

Gemeindeschreiber Valentino Vinzens verliest die Antwort des Gemeinderates

Antwort des Gemeinderates

Das Anfragerecht nach $ 17 Gemeindegesetz des KantonsZürich, hat dort seine Grenzen, wo es

sich um persönliche Angelegenheiten von Mitarbeitenden handelt. Darunter fallen gemäss
Kommentar zum Gemeindegesetz namentlich Besoldungs- und Entschädigungsfragen. Die
Bekanntgabe von Modalitäten im Zusammenhang mit dem Ausscheiden der ehemaligen
Gemeindeschreiberin würde diesen Persönlichkeitsschutz gemäss $ 23 Abs. 3 Gesetz über die
Information und den Datenschutz (IDG) verletzen. Demzufolge kann der Gemeinderat darüber
keine Ausku nft erteilen.

Folgende Aussagen zu entstandenen Kosten durch Personallücken im vergangenen Jahr können
wir machen:

Der Einsatz des interimistischen Gemeindeschreibers war nicht höher als die budgetiertet?
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Die Verwaltungsanalyse hat jedoch gezeigt, dass im Bereich Kanzlei und Bauamt ohnehin der
Stellenplan angepasst werden muss, weshalb die Lohnkosten der befristeten Anstellung nicht im
direkten Zusammenhang mit dem Ausscheiden der ehemaligen Gemeindeschreiberin stehen,
sondern das Ergebnis der umfassenden Analyse inkl. Stellenplan darstellen.
Ausserdem kam es im vergangenen Jahr zu Überstunden beim Kader der Gemeindeverwaltung
im Umfang von rund CHF 16'000,00, da die Arbeiten kurzfristig durch andere Personen

übernommen werden mussten. Weiter war auch der Gemeinderat, operativ mehr gefordert um
die Personallücke der Verwaltungsleitung überbrücken zu können.

Wir können Ihnen demnach versichern, dass der Gemeinderat alles daran setzt, zusätzliche und

nicht notwendige Kosten zu vermeiden, aber dennoch die gewohnten Dienstleistungen erbringen
zu können.

Stellungnahme von André Schurter

André Schurter ist nicht anwesend.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann fragt die Versammlung an, ob über die Anfrage

diskutiert werden soll.

Es wird kein Antrag auf Diskussion gestellt

Gemeindeschreiber Valentino Vinzens verliest die Anfrage von Alexander Atzenweiler und

Christian Ulrich:

Alexander Atzenweiler, Glattfelden, und Christian Ulrich, Glattfelden stellen
mit Schreiben vom 17. August 2O2O folgende Anfrage:

Anfrage gemäss $ 77 des Gemeindegesetzes vom 2O. April 2075

Betreff: Kosten, die der Gemeinde Glattfelden durch den unschönen Abgang der
Gemeindeschreiberin entstanden sind

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderates

Der erzwungene Abgang von Gemeindeschreiberin Bea Wüthrich hat 2019 in der
Gemeinderechnung zu massiven Mehrkosten geführt und wird es auch 2020 wieder tun. An der
Gemeindeversammlung vom 10. Dezember 2019 wurde die Anfrage zum gleichen Thema nur
sehr ausweichend beantwortet, daher fragen wir nochmals.

Im Interview mit Interimsschreiber Hansruedi Steinmann im <<Der Glattfelder> vom 6. August
2020 sagt der Interviewte, er habe das operative Geschehen im Gemeindehaus "mit einem
Pensum zwischen 40 und 60 Prozent" unterstützt. Bea Wüthrich arbeitete aber mit einem 700-
Prozent-Pensum. Das wirft Fragen auf.

fi
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Wir bitten Sie, diese exakt zu beantworten, auch wenn dasselbe schon im Dezember 2019
gefragt worden ist. Inzwischen werden sich die Beträge angehäuft haben.

7a Wurde Beatrice Wüthrich eine Abgangsentschädigung ausbezahlt?
Wenn ja, wie hoch war diese?1b

2

3

4

Im Dezember 2019 hiess es, da Stellvertreter Martin Bühler zusätzliche Arbeit geleistet habe,
seien noch keine Gelder geflossen. Das sieht heute ja sicher anders aus.

Wieviele Leute haben die Arbeit gemacht, die Steinmann nicht machte? Welche

zusätzlichen Lohnkosten fielen dadurch an, 2079 und 2020?

Wurde nach dem Abgang Wüthrichs der Stellenetat in der Gemeindeverwaltung
aufgestockt (Vollzeit und tem porä r)?

Welche Kosten fielen infolge Wüthrichs Abgang an Beratungshonorare an, 2019 und
2020?

5

6

Welche Kosten fielen seit Wüthrichs Abgang durch Kündigungen, bzw. Stelleninserate an,
2019 und 2020?

Provozierte die mysteriöse Freistellung Wüthrichs auch Anwaltskosten? Wenn ja, wie hoch
waren sie, 2079 und 2020?

7 Ist der neue Gemeindeschreiber teurer als die bisherige Gemeindeschreiberin?

Gemeindeschreiber Valentino Vinzens verliest die Antwort des Gemeinderates

Antwort des Gemeinderates

Das Anfragerecht nach $ 17 Gemeindegesetz des Kantons Zürich, hat dort seine Grenzen, wo es

sich um persönliche Angelegenheiten von Mitarbeitenden handelt. Darunter fallen gemäss

Kommentar zum Gemeindegesetz namentlich Besoldungs- und Entschädigungsfragen. Die

Bekanntgabe von Modalitäten im Zusammenhang mit dem Ausscheiden der ehemaligen
Gemeindeschreiberin würde diesen Persönlichkeitsschutz gemäss $ 23 Abs, 3 Gesetz über die
Information und den Datenschutz (IDG) verletzen. Demzufolge kann der Gemeinderat darüber
keine Auskunft erteilen.

Frage la: Keine Auskunft möglich gemäss $ 23 Abs, 3 IDG,

Frage lb: Keine Auskunft möglich gemäss 5 23 Abs, 3 IDG.

Frage 2: Der Einsatz des interimistischen Gemeindeschreibers war nicht höher als die
budgetierten Lohnkosten inkl. Sozialleistungen für die Gemeindeschreiberin. Sein Pensum betrug
während der gesamten Zeit zwischen 50 - 60 o/o. Diverse administrativ anfallende Arbeiten
konnten dank einer befristeten Anstellung für die Kanzlei und das Bauamt durch eine ehemalige
Lernende abgedeckt werden (August 20t9 bis Mai 2O2O), welche den interimisti
Gemei ndesch rei ber u nterstützte,
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Die Verwaltungsanalyse hat jedoch gezeigt, dass im Bereich Kanzlei und Bauamt ohnehin der
Stellenplan angepasst werden muss, weshalb die Lohnkosten der befristeten Anstellung nicht im
direkten Zusammenhang mit dem Ausscheiden der ehemaligen Gemeindeschreiberin stehen,
sondern vielmehr das Ergebnis der umfassenden Verwaltungs- und Stellenplananalyse
darstellen. Schliesslich wurde die Analyse durchgeführt bzw. angestossen, als die ehemalige
Gemeindeschreiberin noch im Amt war.

Ausserdem kam es im vergangenen Jahr zu Uberstunden beim Kader der Gemeindeverwaltung
im Umfang von rund CHF 16'000.00, da die Arbeiten kurzfristig durch andere Personen
übernommen werden mussten. Weiter war auch der Gemeinderat, operativ mehr gefordert um
die Personallücke der Verwaltungsleitung überbrücken zu können.

Frage 3: Der Stellenplan der Kernverwaltung wurde gestützt auf die Verwaltungsanalyse um
total 180 o/o aufgestockt und die Strukturen und Abteilungen wurden angepasst sowie ein neues
Organisationsreglement mit Kompetenzenordnung erlassen. Die Erweiterung des Stellenplans
steht allerdings ebenfalls nicht im direkten Zusammenhang mit dem Ausscheiden der
ehemaligen Gemeindeschreiberin. Schliesslich wurde die Analyse durchgeführt bzw. begonnen,
als die Gemeindeschreiberin noch im Amt war. Die Analyse hat jedoch aufgezeigt, dass für die
Erbringung einwandfreier Dienstleistungen eine Reorganisation der Verwaltung und Abteilungen
nötig wird und die Kernverwaltung im Gegensatz zu vergleichbaren Verwaltungen und der
aktuellsten Entwicklung der Einwohnerzahlen zu tief dotiert war. Zudem können teilweise extern
vergebene Aufgaben auf diese Weise wieder intern gelöst werden.

Frage 4: Es sind keine Beratungshonorare in diesem Zusammenhang angefallen. Die
Verwaltungsanalyse hat Kosten im Umfang von CHF 37'000.00 verursacht, wurde jedoch bereits
vor dem Ausscheiden der ehemaligen Gemeindeschreiberin angestossen.

Frage 5: Es sind uns keine Kosten bzw. Kündigungen bekannt, welche mit dem Ausscheiden
der ehemaligen Gemeindeschreiberin im direkten Zusammenhang stehen, Für das
Selektionsverfahren des neuen Gemeindeschreibers, des Abteilungsleiter Bau und
Liegenschaften und weiterem Verwaltungspersonal sind von 2019 bis heute externe Kosten im
Umfang von CHF 7'7OO.OO angefallen. Darin enthalten sind Insertionskosten sowie Kosten für
externe Assessments und Berichte.

Frage 6: Im Zusammenhang mit der Trennung von der bisherigen Gemeindeschreiberin sind
keine Anwaltskosten entstanden. In personalrechtlichen Angelegenheiten sind im vergangenen
Jahr rund CHF L2'7O0,00 für juristische Beratungen angefallen.

Frage 7: Keine Auskunft möglich gemäss $ 23 Abs. 3 IDG.

Stellungnahme von Alexander Atzenweiler / Christian Ulrich

Christian Ulrich, Staltigstrasse 19, erklärt, dass er die Anfrage zusammen mit Alexander
Atzenweiler gestellt habe, weil im Dezember 2019 sehr ausweichende Antworten gegeben
wurden. Der Gemeinderat verstecke sich hinter dem $ 23 Abs. 3 IDG und dem Datenschutz. In
den jetzigen Antworten wird immer erwähnt, dass die Kosten nicht im Zusammenhang mit dem
Ausscheiden der ehemaligen Gemeindeschreiberin zu tun habe. Auch wird immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Analyse begonnen wurde als sie noch im Amt war. Er sei aber nach wie
vor der Meinung es sei ein Interessenskonflikt, wenn die Firma, welche die Verwaltungsanalyse
mache dann auch gleich den Gemeindeschreiber stellt. Die nun erwähnten Kosten belaufen sich
dennoch auf rund CHF 73'000 und die Mehrkosten in der allgemeinen Verwaltung
CHF 182'000 beziffert. Irgendwie erscheint das doch komisch.

wurden auf
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Alexander Atzenweiler, Grünheinrichweg 6, stellt sich vor und sagt, dass er seit langer Zeit
in Glattfelden wohnhaft ist und Ortsbürger sei. Die Antwort auf die Anfrage habe ihn nicht
überzeugt. Auf der Suche nach Unterlagen ist er auf die Personalverordnung der Gemeinde
Glattfelden gestossen, wo $ 33 Abfindungen regelt. Gemäss IDG ist keine Auskunft möglich,
aber man habe hier ja eigentlich die Antwort. Gemäss der Personalverordnung und dem Alter
der ehemaligen Gemeindeschreiberin müsse mit 2 bis 12 Monatslöhnen gerechnet werden. Wo
ist das Geld geflossen? Die Mehrkosten in der allgemeinen Verwaltung von rund 182'000 werden
begründet mit einem Personalabgang. Die Lernende, welche länger beschäftigt war, wurde
allerdings seit ihrem Lehrende im August 2018 beschäftigt. Hier wünschte er sich eine etwas
klarere Auskunft. Es sind jedenfalls wahnsinnige Kosten und man versteckt sich hinter dem
Datenschutz. Im <Glattfelder-Appr> wurde im Juli 2019 von Ernst Gassmann bestätigt, dass der
Personalwechsel keine Mehrkosten verursache, Der Mehraufwand im Bereich allgemeine
Verwaltung von CHF 182'000 über dem Budget spreche für sich. Die Nettoaufwendungen im
Bereich allgemeine Verwaltung waren in den Jahren 2077 und 2018 jeweils rund CHF 1.4 Mio,

und 2019 rund CHF 1,96 Mio. Es sind demnach massive Mehrkosten entstanden und die
Aussagen scheinen verwässert, Er empfinde es als nicht korrekt wie mit den Bürgern
umgegangen werde. Die Kosten müssen aufgrund der Abgangsentschädigung gemäss PVO

entstanden sein sowie zusätzliche Springer- und Lohnkosten. Der Stellenplan wurde um knapp
20O o/o aufgestockt, was wohl bedeutet, dass die ehemalige Gemeindeschreiberin mit den ihr zur
Verfügung stehenden Ressourcen Mehrarbeit geleistet und einen sehr guten Job gemacht hat.
Er möchte sich bei der ehemaligen Gemeindeschreiberin dafür herzlich bedanken.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann fragt die Versammlung an, ob jemand über die Anfrage
diskutiert werden soll,

Es wird kein Antrag auf Diskussion gestellt.
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Schluss der Versammlung

Bevor Gemeindepräsident Ernst Gassmann zum Schluss der Versammlung kommt, weist er
auf die möglichen Rechtsmittel hin:

Einwände gegen die Geschäftsführung (Rüge) müssen sofort an dieser Versammlung
vorgebracht werden, sonst gelten sie als verspätet.
Gegen Beschlüsse der Gemeindeversammlung kann innert 5 Tagen von der Veröffentlichung
an gerechnet beim Bezirksrat wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte
schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen erhoben werden, Der Rekurs setzt voraus, dass die
Verletzung politischer Rechte in der Gemeindeversammlung gerügt worden ist.
Im Übrigen kann innert 30 Tagen schriftlich Rekurs (5 19 ff Verwaltungsrechtspflegegesetz)
erhoben werden, Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten.
Der angefochtene Beschluss ist, soweit möglich, beizulegen. Die Kosten des
Rekursverfahrens hat die unterliegende Partei zu tragen. In Stimmrechtssachen werden
Verfahrenskosten nur erhoben, wenn das Rechtsmittel offensichtlich aussichtslos ist.
Eine Berichtung des Protokolls muss mit einem Rekurs in der Sache selbst oder mittels einer
Aufsichtsbeschwerde verlangt werden.

Die Beschlüsse der Gemeindeversammlung werden im amtlichen Publikationsorgan <<Der

Glattfelder>> vom 17. September 2020 publiziert.

Das Protokoll der heutigen Versammlung wird von Gemeindeschreiber Valentino Vinzens verfasst
und liegt ab Montag, 7. September 2020, in der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann fragt die Versammlung an, ob Einwendungen gegen die
Durchführung der Abstimmungen oder gegen die Geschäftsführung bestehen,

Feststellungen zuhanden des Protokolls
Die Versammlungsführung wird nicht beanstandet.

Gemeindepräsident Ernst Gassmann bedankt sich für das Vertrauen und den Vertreterinnen
der Presse für ihre Berichterstattung über die heutige Gemeindeversammlung und wünscht allen
einen guten Heimweg.

Die nächste Gemeindeversammlung findet am Dienstag, B, Dezember 2020 erneut in der MZH
<Eichhölzli>>, statt.

Die Gemeindeversammlung ist geschlossen,

Für richtiges Protokoll
eindeschreiber

V, Vinzens
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Genehmigung des Protokolls

Wir haben das Protokoll geprüft und bezeugen dessen Richtigkeit,

Glattfelden, 4, September 2O20

Der Ge depräsident

E. Gassma

Die C'n
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A, Karch
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